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Vorwort
Es ist mehr als siebzig Jahre her, da 
begannen zionistische Milizen mit dem 
Prozess der ethnischen Säuberung, an deren
Ende über 750.000 Palästinenser und 
Palästinenserinnen aus ihren Häusern 
vertrieben und somit der Weg für den 
Aufbau des israelischen Staats freigeschau-
felt wurde.

Und wie das palästinensische National-
komitee der Boykott, Desinvestitionen und 
Sanktionen-Kampagne (BDS) in einem 
Statement anlässlich des israelischen Unab-
hängigkeitstags im Jahr 2018 festhielt, ist die
Katastrophe (Nakba auf  arabisch) ein fort-
dauernder Prozess.

Die Nakba ist kein Verbrechen in der Vergan-
genheit, sie geht weiter. Nach 70 Jahren zerstört 
Israel weiterhin palästinensische Häuser, raubt 
unser Land, um darauf  illegale Siedlungen aus-
schließlich für israelische Juden zu errichten, ver-

treibt Palästinenser und Palästinenserinnen aus 
Jerusalem, indem es ihnen ihre Aufenthaltsgeneh-
migungen annulliert, und verwehrt palästinensi-
schen Flüchtlingen, unter ihnen vielen unserer 
Mitglieder, das international verbriefte Recht auf  
Rückkehr in ihre Heimat. 
Und trotzdem leisten Palästinenser und 

Palästinenserinnen weiterhin Widerstand 
gegen diesen Raubzug. Immer wieder haben
sie mit Massenmobilisierungen ihre Unter-
drücker herausgefordert. 

Die vorliegende Broschüre enthüllt die 
Geschichte, die der israelische Staat und 
seine Verbündeten unter den westlichen 
Regierungen am liebsten die Welt vergessen 
lassen möchten. Es beschränkt sich nicht 
auf  die Schlagzeilen von heute, sondern 
wendet sich der Frage zu, wie die Palästi-
nenser und Palästinenserinnen ein für 
allemal Gerechtigkeit und ein Ende der 
Besatzung erzielen können.
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Die Geburtsstunde Israels ist 
Palästinas Nakba
In seiner akribisch recherchierten 
Geschichte der palästinensischen Nakba 
(Katastrophe) weist der israelische Histo-
riker Ilan Pappé überzeugend nach, dass die
Schaffung des israelischen Staats im Jahr 
1948 einem vorbestimmten Plan ethnischer 
Säuberung folgte. Etwa 850.000 Palästi-
nenser und Palästinenserinnen wurden aus 
ihrem Zuhause vertrieben, die Hälfte ihrer 
Dörfer und Städte wurde »ausradiert, von 
ihnen blieben nur noch Schutt und Steine 
übrig«. (Ilan Pappé, The Ethnic Cleansing of  Palestine, 
Oxford, Oneworld, 2006, S. 9)

Dieses schockierende Verbrechen wurde 
von Menschen begangen, deren Bewegung, 
der Zionismus, zuerst als Antwort auf  
Rassismus und Antisemitismus in Europa 
und im Schatten des Holocaust Form 
annahm.

Die Tragödie des Zionismus wurzelt in 
der Entscheidung seiner Anführer, als 
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Antizionismus ist nicht 
Antisemitismus
Der Zionismus behauptet, Antizionismus sei 
nichts anderes als Antisemitismus in 
moderner Verkleidung. Dieses Argument 
übergeht die historischen Tatsachen.

Antisemitismus ist Hass gegen Juden, weil 
sie Juden sind – ganz unabhängig von ihrer 
politischen oder gesellschaftlichen Stellung.

Antizionismus ist die politische Ablehnung 
eines konfessionell (ob religiös oder 
ethnisch begründet) exklusiven Staats und 
der Politik Israels.

Bis zum Versuch der Nazis, die euro-
päischen Juden auszulöschen, und der 
Weigerung westlicher Staaten nach Kriegs-
ende, die Überlebenden der Vernichtungs-
lager aufzunehmen, war die große Mehrheit
jüdischer Menschen keine Zionisten.

Es gibt daher keinen zwingenden 
Zusammenhang zwischen jüdischen religi-
ösen Glaubenssätzen oder kulturellen Tradi-
tionen und einer Identifikation mit Israel.

Heute sind einige der prominentesten 
Gegner Israels und seiner Politik jüdisch.

Britischer Außenminister Balfour in Jerusalem 1925



Pioniere des europäischen Kolonialismus 
statt als Vorkämpfer für die Unterdrückten  
zu agieren.

Unter all den Beziehungen, die die zionis-
tischen Führer mit europäischen Staaten 
knüpften, erwies sich jene mit Großbritan-
nien als die wichtigste.

In der Balfour-Erklärung von 1917 
sprach sich die britische Regierung für die 
»Etablierung einer nationalen Heimstätte 
für das jüdische Volk« in Palästina aus.

Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs 
wurde Großbritanniens militärische 
Besetzung Palästinas in ein »Mandat« über 
das Land umgewandelt.

Ronald Storrs, der britische Militärgou-
verneur in Jerusalem nach 1917, fasste die 
Sicht der britischen Beamten auf  die zionis-
tische Bewegung zusammen. 

Er beschrieb die jüdische Kolonie als die 
Schaffung eines ergebenen »jüdischen 
Ulsters« in einer feindlichen Region. Solche 
Siedlerkolonien waren ein Merkmal des 
europäischen Imperialismus auch in 
anderen Regionen der Welt. 

Französische Siedler beispielsweise 
herrschten über Algerien, während Alge-
riern und Algerierinnen der arabischen und 
Amazigh-Bevölkerung gleiche Rechte 

vorenthalten blieben.
Es war den britischen Verwaltern jedoch 

klar, dass die Kolonisten nicht eine ganze 
Region unterwerfen konnten.

Sie brauchten dazu Verbündete unter 
arabischen Führern vor Ort, als Puffer 
zwischen den Kolonialherren und dem Rest
der Bevölkerung.

Die Region wurde in machtlose König-
reiche aufgeteilt, die von britischen Beratern
im Hintergrund regiert wurden. Frankreich, 
Großbritanniens Kriegsalliiertem und impe-
rialem Rivalen, fielen die übrigen Gebiete 
zu.

Die arabischen Prinzen, Großkaufleute 
und Gutsbesitzer, die die neuen König-
reiche dominierten, fühlten sich durch 
Großbritanniens Bund mit dem Zionismus 
hintergangen und brachten gelegentlich 
nationalistische Beschwerden vor. Ihr 
Interesse an der imperialistischen Ordnung 
war jedoch zu groß, um das Risiko ihres 
Sturzes einzugehen.

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde 
dieses System imperialer Kontrolle durch 
eine Welle von Streiks, Protesten und 
Aufständen in der gesamten Region wegge-
fegt.

Die Monarchien in Ägypten und Irak 
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wurden durch rebellierende Armeeoffiziere 
gestürzt. Antikoloniale Revolten vertrieben 
die Franzosen aus Syrien, Marokko, Tune-
sien und Algerien.

Die Palästinenser hingegen sahen ihre 
Hoffnung auf  nationale Selbstbefreiung 
durch die Schaffung des Staats Israel 
zunichte gemacht.

Die zionistischen Führer schmiedeten 
Milizen zu einer Armee zehntausender 
Männer und Frauen zusammen, die die 
Kontrolle über den größten Teil des histori-
schen Palästinas an sich riss und Hundert-
tausende Einwohner vertrieb.

Unter Missachtung der Vereinten 
Nationen, die einen Plan zur Aufteilung des
Landes unter Arabern und Juden 
beschlossen hatten, führten die Zionisten 
eine gründliche ethnische Säuberung durch.

Das Aufkommen des 
palästinensischen Widerstands
Die Gründer:innen Israels hofften, die 
palästinensische Identität 1948 ein für 
allemal ausgelöscht zu haben. Sie irrten sich.
Während der 1950er Jahre nahm der 
mühsame Aufbau einer nationalen Befrei-
ungsbewegung in den Flüchtlingslagern und
den in der Region verstreuten palästinensi-
schen Gemeinden an Fahrt auf.

Die allermeisten palästinensischen Flücht-
linge hatten eine düstere Zukunft vor sich. 
Zusammengepfercht in Camps hatten sie 
zwar Zugang zu den mageren Hilfen der 
UNO-Agenturen, ihnen wurden allerdings 
in den meisten Aufnahmeländern politische 
Rechte systematisch verwehrt.

Wohlhabende Palästinenser oder solche 
der Mittelschicht waren nicht mit den glei-
chen Hindernissen konfrontiert. Viele 
konnten in den Golfstaaten ein neues 
Leben beginnen und im öffentlichen 
Dienst, den Medien und Teilen der Indus-
trie Schlüsselstellungen bekleiden. In diesen
Kreisen entstand eine neue palästinensische 
Bewegung.

Die Fatah wurde von Jassir Arafat, einem 
Ingenieur, und einer kleinen Gruppe seiner 
Genossen in Kuwait im Jahr 1959 
gegründet. 

Sie fand Inspiration in den Guerillabewe-
gungen Ostasiens und Lateinamerikas.

Einer ihrer Grundsätze war das Prinzip 
der »Nichteinmischung«. Mit anderen 
Worten, Palästinenser sollten sich aus den 
aufflammenden Kämpfen in den arabischen
Ländern, in denen sie lebten und deren 
Regierungen ihren Widerstand finanzierten, 
heraushalten.

Fatah wurde zur dominierenden Kraft in 
der Palästinensischen Befreiungsorganisa-
tion (PLO), die von arabischen Regimes 
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1964 als die offizielle Vertretung des palästi-
nensischen Volks gegründet wurde.

Mit ihrer Offensive im Jahr 1967 vernich-
tete die israelische Armee die ägyptische 
Luftwaffe. In nur sechs Tagen übernahm sie
die Kontrolle über Gaza, die Westbank, die 
Golanhöhen und die Sinai-Halbinsel. Der 
Erfolg des israelischen Angriffs untergrub 
das Prestige nationalistischer Führer wie 
Ägyptens Gamal Abdel Nasser.

Fatah und ihre weiter links stehenden 
Rivalen wie die Volksfront für die Befreiung
Palästinas überlebten den Schock der 
Niederlage. 

Das katastrophale Versagen der konventi-
onellen Armeen gab der Strategie des 
Guerillakampfes sogar neuen Auftrieb.

Eine Zeitlang konnte die Fatah ein insta-
biles Gleichgewicht aufrecht erhalten. Sie 
gewann massive Unterstützung in den 
Flüchtlingslagern, ohne dabei den Rückhalt 
des exilierten palästinensischen Kapitals zu 
verlieren.

Ihre Führer waren daher bestrebt, sich 
von den internen politischen Kämpfen in 
den Ländern, in denen sie ihre Basis 
etabliert hatten, fernzuhalten. 

Diese Strategie erlitt ihren ersten 
entscheidenden Rückschlag in Jordanien im 
Jahr 1970, als die PLO unfreiwillig in eine 
Konfrontation mit dem Regime König 
Husseins verwickelt und schließlich zum 
Abzug aus dem Land gezwungen wurde. 
Die PLO versetzte ihren Hauptsitz nach 
Libanon, wo sie auch dort in den aufkom-
menden Bürgerkrieg hineingeriet.

Im Jahr 1982 marschierte Israel in den 
Libanon ein, wo es den mit ihm verbün-
deten faschistischen falangistischen Milizen 
Rückendeckung für ihr Massaker an Palästi-
nensern und Palästinenserinnen in den 
Lagern von Sabra und Schatila gab. Fatah 
musste zusammen mit der übrigen PLO-
Führung abermals emigrieren, diesmal nach

Tunis.
Von den 1950er Jahren bis in die 1980er 

lag die politische und militärische Initiative 
bei der palästinensischen Führung im Exil 
und nicht in den besetzten Gebieten selbst. 
Im Jahr 1987 entlud sich jedoch die Frustra-
tion mit dem miserablen Alltag unter Besat-
zungsbedingungen in einem für die Israelis, 
die USA und die PLO-Führung gleicher-
maßen unerwarteten Aufstand (Intifada).

In der Intifada standen sich Steine 
werfende Jugendliche und Panzerfahrzeuge 
gegenüber. Das sorgfältig kultivierte Image 
des tapferen israelischen Davids gegen den 
arabischen Goliath war erschüttert und die 
Brutalität der Besatzung für alle Welt offen-

bart.
 In den gesamten besetzten Gebieten 

mobilisierten die Palästinenser zu Demons-
trationen und Streiks und schufen Netz-
werke von örtlichen Komitees für Gesund-
heitsversorgung und Bildung. Ihr Mut und 
Widerstandswille weckten neue Hoffnungen
auf  einen möglichen Sieg.
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Oslo und danach: das 
neoliberale Palästina
Geheime Gespräche zwischen israelischen 
und palästinensischen Unterhändlern 
mündeten in einer formellen Friedensver-
einbarung, die von Jassir Arafat und dem 
israelischen Premierminister Jitzchak Rabin 
auf  dem Rasen vor dem Weißen Haus im 
Jahr 1993 unterzeichnet wurde.

Viele Palästinenser und Palästinenser-
innen jubelten oder waren zumindest 
erleichtert: Nach Jahren der Anstrengungen 
und der Opfer schien realer Fortschritt auf  
dem Weg zur Gründung eines unab-
hängigen Staats gemacht worden zu sein. 
Von den israelischen
Behörden verbotene
palästinensische Fahnen
schmückten überall die
Straßen Gazas und der
Westbank.

Eine palästinensische
Polizei und andere
Regierungsbehörden
wurden eilig geschaffen,
und Arafat und die PLO-
Führer, die die Bewegung
jahrzehntelang aus dem
Exil geleitet hatten,
kehrten heim.

Das Osloer Abkommen

brachte jedoch keinen Frieden. Zwanzig 
Jahre nach der Unterzeichnung verurteilte 
der israelische Historiker Avi Schlaim, der 
den Friedensprozess im Jahr 1993 noch 
unterstützt hatte, die bewusste »Arglist« der 
Führung der Likud-Partei.

Damit verwandelte sie den vielgepriesenen Frie-
densprozess in eine Farce. Es war sogar schlim-
mer als eine Farce. Sie gab Israel genau das 
Alibi, wonach es suchte, um straflos sein illegales 
und aggressives koloniales Projekt in der West-
bank fortzusetzen. (Avi Shlaim, »It’s now clear: the 
Oslo peace accords were wrecked by Netanyahu’s bad 
faith« The Guardian, 12. Sept. 2013, tinyurl.com/guar-
doslo)

Der palästinensische Akademiker Edward 
Said war jedoch genauer. Er nannte das 
Abkommen »ein Instrument palästinensi-
scher Kapitulation«, das die Führung der 
PLO annahm, nachdem sie die durch die 
durch den Volksaufstand der Intifada aufge-
stoßene Gelegenheitstür zugeschlagen hatte.
(Edward Said, »The Morning After«, London Review of  
Books, 21 Oktober 1993, tinyurl.com/saidoslo)

Die Bedingungen der Vereinbarung 
zeigten deutlich, dass es sich um ein 
Abkommen zwischen zwei gänzlich unglei-
chen Seiten handelte. Die PLO hatte mit 
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Israels Apartheid-Mauer schlängert sich durch die Westbank, sperrt palästinensische 
Communities ein und zerstört ihre Häuser und Felder. Die 6 bis 8 Meter hohe 
Mauer hat eine Gesamtlänge von 660 Kilometern.

Rabin und Arafat reichen sich vor Clinton die Hand



ihrer Anerkennung des Existenzrechts 
Israels die Legitimität der israelischen 
Kontrolle über einen Großteil des histori-
schen Palästinas akzeptiert.

Israel hatte seinerseits die PLO – die 
spätere Palästinensische Autonomiebehörde
(PA) – »anerkannt«, fuhr aber damit fort, 
die internationalen Grenzen der palästinen-
sischen Gebiete und das meiste Land inner-
halb dieser Gebiete mit einem sich unab-
lässig ausdehnenden Netzwerk von Sied-
lungen, Militärzonen und »Naturreservaten«
zu kontrollieren (siehe Landkarte auf  S. 10).

Das Osloer Abkommen gestaltete die 
Wirtschaft der besetzten Gebiete zu Israels 
Vorteil um. Es schuf  die Mechanismen, die 
palästinensische Einrichtungen zu aktiven 
Partnern im Integrationsprozess der West-
bank und Gazas in die israelische Wirtschaft
machten.

Diese Mechanismen umfassten die 
Umwandlung der palästinensischen Arbeits-
kräfte in eine in den Worten Adam Haniehs
»frei verfügbare Arbeiterreservearmee«, eine
»Quelle, die abhängig von der wirtschaftli-
chen und politischen Lage angezapft oder 
versiegelt werden konnte«. (Adam Hanieh, 
Lineages of  Revolt: Issues of  Contemporary Capitalism 
in the Middle East , Haymarket Books, Chicago 2012, S. 
109.)

Vor Oslo arbeitete ein Drittel aller Palästi-
nenser und Palästinenserinnen der West-
bank und Gazas in Israel. Im Jahr 1996 
waren es nur noch 15 Prozent, während die 
Lohneinkünfte aus dieser Arbeit von 25 des
palästinensischen BIP auf  nur noch 6 
Prozent stürzten.

Die Wirtschaftswissenschaftlerin Sara Roy
beleuchtet die leidvolle »Entwicklung« 
Palästinas infolge der israelischen Strategie, 
unabhängige palästinensische Industrie- und
Landwirtschaftsbetriebe zu vernichten.

Während der 1990er Jahre schnitten stän-
dige Schließungen der israelisch kontrol-
lierten Grenzen palästinensische Güter von 

regionalen und internationalen Märkten ab. 
Während der Angriffe auf  Gaza in den 

Jahren 2008-9 und 2014 schossen israelische
Streitkräfte Rindern und Kamelen in den 
Kopf, entwurzelten Olivenbäume und 
radierten mit ihren Raketen Nahrungs-
mittelfabriken von der Landkarte.

»Dies ist ein Krieg gegen unsere Wirt-
schaft«, sagte Mohammed al-Telbani, Eigen-
tümer der Al-Awda-Fabrik gegenüber dem 
Guardian im August 2014: »Ich hatte von 
Null angefangen, verbrachte 45 Jahre 
meines Lebens damit, dieses Geschäft 
aufzubauen, und jetzt ist es weg.« (Harriet 
Sherwood »Gaza counts the cost of  war as more than 360
factories destroyed or damaged«, The Guardian, 22. August
2014, tinyurl.com/guarddest)

Ein letzter Pflock in der israelischen Wirt-
schaftsstrategie gegenüber den besetzten 
Gebieten ist das Werk Salam Fayyads. 
Dieser ehemalige Beamte des IWF wurde 
Finanzminister und nach dem von den USA
unterstützten Coup gegen die Einheitsre-
gierung der Hamas im Jahr 2007 Premier-
minister der Autonomiebehörde.

Der »Fayyadismus« nährte einen durch 
eine Explosion des Konsums und der 
Privatverschuldung gespeisten Boom. Ali 
Abunimah, The Battle for Justice in Palestine, Haymarket 
Books, Chicago 2014, S. 85)

Das verringerte aber nicht im Geringsten 
die Armut und die Ungleichheit. Im Jahr 
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Die Keksfabrik Al-Awda wurde 2014 an vier 
verschiedenen Tagen 2014 zerbombt



2011 konnte in einigen Gegenden inzwi-
schen die Hälfte der palästinensischen 
Haushalte kaum genügend Nahrung herbei-
schaffen. 

Der palästinensische Aktivist und Schrift-
steller Ali Abunimah beschreibt die Entste-
hung einer neuen palästinensischen Elite im
Windschatten des Friedensprozesses, die 
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dank ihrer »symbiotischen Beziehung mit 
der israelischen Besatzung« Reichtum 
anhäufen konnte:

Als der ehemalige palästinensische Führer Arafat
die Palästinensische Autonomiebehörde (PA) ein-
richtete, brachte er eine Entourage von palästinen-
sischen Kapitalisten der Diaspora mit, von denen 
viele in den Golfstaaten es zu enormen Vermögen
gebracht hatten. Bald kontrollierten sie die Kom-
mandohöhen der palästinensischen Wirtschaft. (Ali
Abunimah S. 106)

Die Stadt Rawabi beispielsweise, als glän-
zender Beweis für das Funktionieren der 
neuen Wirtschaftsdoktrin gehandelt, nahm 
in Wirklichkeit die israelischen Siedlungs-
städte der Zone C zum Vorbild. Um sie zu 
bauen, vertrieb die PA die palästinensischen
Dorfbewohner und Farmer von ihrem 
Land, während die Baumaterialien in Israel 
eingekauft wurden.

Zu guter Letzt errichten Israel und die PA
Industriezonen und rufen auf  zu Investiti-
onen aus den Golfstaaten, aber auch aus 
anderen Teilen der Welt, um dort vom dere-
gulierten palästinensischen Arbeitsmarkt zu 
profitieren. Die Weltbank vermerkt: »Israeli-
sche Firmen etablieren Betriebe im palästi-
nensischen Staat, um sich Zugang zu 
billigen Arbeitskräften zu verschaffen und 
dann von dort aus in die übrige arabische 

Welt zu exportieren.« Um sich erleichterten 
Zugang zum arabischen Markt zu 
verschaffen, werden die Waren mit dem 
Label »Made in Palestine« versehen. (tinyur-
l.com/worldbankpal)

Das Osloer Abkommen steht für den 
Moment in der Geschichte, in dem die poli-
tische Führung der palästinensischen Bour-
geoisie – unter Arafat – zu dem Schluss 
kam, dass ihren Interessen am besten durch
eine Kapitulation vor den Forderungen der 
dominierenden imperialen Macht in der 
Region, den USA, und ihrem Stellvertreter 
vor Ort, Israel, gedient sei.

Damit trat Arafat in die Fußstapfen des 
ägyptischen Präsidenten Anwar Sadat, der 
das erste arabisch-israelische Friedens-
abkommen im Jahr 1979 schloss. 

Wie im Fall Ägyptens waren auch hier 
militärische und diplomatische Zugeständ-
nisse eng mit der Auferlegung neoliberaler 
Wirtschaftsmaßnahmen verknüpft.

Die PA ist zu einem Mechanismus für die 
Bereicherung der Wenigen geworden.

Nach einem globalen Muster schützt sie 
die Privilegierten, in erster Linie die Gruppe
um Arafats willigen Nachfolger Mahmud 
Abbas, mit einem enorm aufgeblähten, von 
den USA aufgebauten Sicherheitsapparat.

Sie zeigt sich immer repressiver. Die 
palästinensischen Sicherheitskräfte und die 
israelische Armee agieren oft als eine 
Einheit, womit ein lang verfolgtes Ziel israe-
lischer Strategen verwirklicht wird.

Die Krise des palästinensischen Nationa-
lismus nimmt heute klarer als jemals zuvor 
seit der Entstehung der PLO die Züge einer
Klassenfrage an.

In ihren Anfangszeiten hatte die palästi-
nensische Bourgeoisie am Golf  noch 
versucht, die Jugend in den Flüchtlings-
lagern für ihre Interessen zu mobilisieren. 
Damit hatte sie eine Bewegung ins Leben 
gerufen, die sie anschließend kaum kontrol-
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lieren konnte.
Fünfzig Jahre später ist die Bourgeoisie 

der Westbank durch das Bankwesen, den 
Handel und Medieninteressen viel enger mit
dem internationalen Kapital verflochten 
und agiert offen und systematisch mit Israel
gegen die große Mehrheit der palästinensi-
schen Bevölkerung.

Gaza: Hamas’ Aufstieg zur 
Macht
Der Aufstieg der Hamas (die Islamische 
Widerstandsbewegung, Harakat al-
Muqawama al-Islamiyya) hängt eng mit dem
Osloer Abkommen und Fatahs Verrat am 
palästinensischen Kampf  zusammen. Die 
Hamas entstand während der ersten Inti-
fada von 1987.

Ihre Wurzeln gehen jedoch auf  Gazas 
islamistische Vereine und Wohltätigkeits-
organisationen zurück, die Aktivisten in den
1970er Jahren unter dem Einfluss der 
Muslimbruderschaft Ägyptens gründeten.

Während der Jahrzehnte, in denen Fatah 
und die linken nationalistischen Strö-
mungen die Führung der palästinensischen 
Bewegung dominierten, bauten islamistische
Führer wie Scheich Ahmed Jassin ihre 
Unterstützerbasis auf  andere Weise auf.

Sie predigten persönliche Frömmigkeit, 

versuchten, sich durch Wohltätigkeitsarbeit 
eine breite Basis zu verschaffen und 
konkurrierten mit säkularen Nationalisten 
um die Kontrolle über Berufsverbände. Ihr 
vorrangiges Ziel war, Palästinenser und 
Palästinenserinnen für eine »islamische« 
Lebensführung zu gewinnen.

Die Explosion der Intifada im Dezember 
1987 veranlasste eine dramatische Verschie-
bung in den Taktiken der islamistischen 
Aktivisten, die nunmehr ihre ganzen Kräfte 
in die Mobilisierung für den Volksaufstand 
warfen.

Im Zuge der Intifada fiel die Kritik der 
islamistischen Bewegung an der Führung 
der PLO wegen ihrer Kompromisse mit 
Israel und seinen Unterstützern in den USA
immer schärfer aus.

Das Osloer Abkommen hatte die Isla-
misten zunächst marginalisiert, aber die 
wachsende Unzufriedenheit der Palästi-
nenser mit dem »Friedensprozess« führte zu
wachsender Unterstützung für die Hamas.

Während Grenzschließungen die palästi-
nensische Wirtschaft abwürgten und neue 
israelische Siedlungen in halsbrecherischer 
Geschwindigkeit expandierten, schien die 
Hamas eine alternative Strategie zu jener 
der Fatah anzubieten.

Als im Jahr 2000 ein erneuter Aufstand 
ausbrach, und Israel mit brutaler Gewalt 
reagierte, startete die Hamas eine militäri-
sche Offensive gegen die Besatzungsmacht. 
Der Bewegung nahestehende Selbstmordat-
tentäter griffen weit außerhalb der besetzten
Gebiete an, womit sie den Schrecken von 
Krieg und Besatzung in das Herz Israels 
trugen.

Die Militärtaktiken der Hamas waren ein 
Ausdruck des enormen zahlen- und 
ressourcenmäßigen Ungleichgewichts 
zwischen israelischen und palästinensischen 
Kräften.

Sie standen auch in der langen Tradition 
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palästinensischer Guerillaaktionen, mit 
denen Fatah und linke Strömungen der 
PLO Jahrzehnte zuvor begonnen hatten. 
Manche Teile der Fatah setzten ihren 
bewaffneten Kampf  gegen Israel ebenfalls 
fort, aber ihre Dominanz im Sicherheits-
apparat der PA schuf  einen unmöglichen 
Widerspruch:

Sollte Fatahs Führung auf  die PA und 
den Machtapparat verzichten, die ihnen das 
Oslo-Abkommen in die Hand gab, oder den
Widerstand gegen Israel aufgeben? Sie 
entschieden sich dafür, den Widerstand 
aufzugeben und das Schlachtfeld weitge-
hend der Hamas zu überlassen.

Hamas erwies sich auch als effektive 
Herausforderin der Fatah bei Wahlen. Sie 
gewann die Parlamentswahlen von 2006 
haushoch und unterbreitete daraufhin 
sofort das Angebot eines langfristigen 
Waffenstillstands. 

Die Antwort der USA, Israels und Ägyp-
tens war, sich zusammen mit der Fatah 
gegen die von Hamas angeführte Einheits-
regierung zu verschwören. Nach einem 
misslungenen Staatsstreich durch die von 
der Fatah kontrollierten Sicherheitskräfte in 
Gaza übernahm Hamas die Kontrolle über 
den Streifen, nur um mit einer allumfas-
senden militärischen und wirtschaftlichen 
Blockade konfrontiert zu werden, die von 
Israel verhängt und durch Ägypten umge-
setzt wurde.

Währenddessen erhöhte die von der 
Fatah kontrollierte Autonomiebehörde den 
Druck auf  Hamas, weigerte sich, die Löhne 
von staatlichen Bediensteten in Gaza auszu-
zahlen und machte mit Israel gemeinsame 
Sache, um die Stromlieferungen in den 
Streifen zu kappen.

Die sich verschärfende Konkurrenz auf  
regionaler Ebene von Saudi Arabien und 
seinen Verbündeten mit dem Iran und 
dessen Verbündeten machte die Lage für 

Hamas nur noch schwieriger.
Katar hatte die Hamas-Regierung mit 

lebenswichtigen Finanzmitteln unterstützt 
und ihre Exilführung zur Zeit ihres 
erzwungenen Abzugs aus Syrien im Jahr 
2012 aufgenommen.

Aber nun, im Juni 2017, wurde Katar 
selbst zum Ziel eines wirtschaftlichen und 
politischen Embargos durch Saudi Arabien, 
als Teil seiner aggressiven Strategie, den 
Golf  zu dominieren und den Einfluss Irans 
in der gesamten Region zurückzudrängen.

Das Zusammenspiel dieser verschiedenen
Zwänge drängte die Hamas zu einem 
Kompromisskurs. Im Oktober 2017 unter-
schrieb sie eine »Versöhnungs«-Vereinba-
rung mit der Fatah.

Dieser unter der Ägide Ägyptens 
ausgehandelte Deal sah die Schaffung einer 
Einheitsregierung unter der Leitung der 
Palästinensischen Autonomiebehörde und 
allgemeine Wahlen bis spätestens Ende 
2018 vor. 

Der Ausbruch massiver Protestmärsche 
direkt an der Grenze zu Israel im März und 
April 2018 zeugte auf  dramatische Weise 
von der ungebrochenen Bereitschaft der 
Palästinenser und Palästinenserinnen in 
Gaza, trotz des inhumanen Drucks durch 
die Blockade weiter für Gerechtigkeit zu 
kämpfen.

Zehntausende Demonstrierende versam-
melten sich an der Grenze, wo sie von der 
tödlichen Gewalt der israelischen Streit-
kräfte empfangen wurden. Schwer bewaff-
nete israelische Scharfschützen erschossen 
unbewaffnete Protestierende, die lediglich 
Fahnen hochhielten, und Jugendliche, die 
ihnen mit Steinwürfen trotzten. Allein am 
17. April 2018 fanden mindestens 17 
Palästinenser den Tod, während etwa 1.500 
verwundet wurden. Am 14. Mai wurden 
mindestens 60 weitere getötet.

Israels überwältigende militärische 
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Antwort auf  die Proteste des »Großen 
Marschs der Rückkehr« war kein Zufall. Sie 
ist Teil jener Politik der brutalen kollektiven 
Bestrafung der Bewohner des Gazastreifens
durch die Blockade.

Palästinenser, die sich gegen die Besat-
zung auflehnen, ob mit militärischen 
Mitteln oder durch friedliche Proteste, ob 
unter dem Banner der Hamas oder 
irgendeiner anderen Organisation, müssen 
einen hohen Blutzoll zahlen.

Im Gegensatz zu den Behauptungen isra-
elischer Wortführer oder ihrer Apologeten 
in westlichen Regierungen ging es bei der 
Frage, wer Gaza kontrolliert, niemals nur 
um die Hamas. Es geht um das Recht auf  
Widerstand gegen die Besatzung und das 
Recht palästinensischer Flüchtlinge auf  
Rückkehr in ihr gestohlenes Land.

Eine revolutionäre Sicht auf die 
Hamas
Von Mostafa Omar (Revolutionäre
Sozialisten, Ägypten)
Unsere Perspektive war nie, die »islamisti-
schen« Bewegungen verschiedener Länder 
und zu verschiedenen Zeiten gleichzusetzen.

Vielmehr versuchen wir immer, islamistische 
Bewegungen im Licht des historischen 
Kontextes ihrer Entstehung, ihrer sozialen und
klassenmäßigen Zusammensetzung und ihrer
politischen Ziele zu verstehen.

Wir versuchen stets zu analysieren, ob diese
Bewegungen gegen reaktionäre und imperia-
listische Regimes Widerstand leisten, wenn 
auch auf eine schwankende oder verzerrte 
Weise.

Beispielsweise betrachten wir islamistische 
Bewegungen wie ISIS in Syrien und Irak als 
bis ins Mark reaktionär.

Ihr Rassismus und ihre Verbrechen gegen 
schiitische Muslime und Christen stehen im 
Widerspruch zu der Idee, dass die Einheit der
Unterdrückten eine wesentliche Voraus-

setzung für den Widerstand gegen Diktatur 
und Kolonialismus ist.

Wir meinen, dass solche Bewegungen 
notwendigerweise den Interessen der diktato-
rischen Regimes und dem Imperialismus 
dienen, und wir sind aus Prinzip gegen sie.

Wir machen einen Unterschied zwischen 
ISIS und islamistischen Bewegungen wie der 
Hamas oder Hisbollah.

Konfrontationen
Die beiden letzteren Bewegungen entstanden 
im Widerstand gegen Imperialismus und 
gerieten bei der Verteidigung der legitimen 
Interessen des palästinensischen und des 
libanesischen Volks oft in Konflikt mit 
Zionismus und Imperialismus.

Hamas, die im Zuge der ersten Intifada 
Ende der 1980er Jahre entstand, fand breite 
Unterstützung unter Palästinensern wegen 
ihrer Ablehnung der Zugeständnisse der 
Fatah und ihrer Kapitulation vor dem zionisti-
schen Feind und den Vereinigten Staaten und
wegen ihres militärischen Widerstands gegen 
den brutalen Angriff auf Gaza.

Wir betrachten die Hamas als Widerstands-
bewegung gegen Zionismus und Imperia-
lismus.

Aus dieser Perspektive unterstützen wir die 
Hamas bedingungslos in ihrem militärischen 
und nichtmilitärischen Kampf gegen Israel.

Schwächt
Sie schwächt den zionistischen Staat und 
versetzt die arabischen Regimes und die USA 
in Panik und stärkt somit das Potenzial für 
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den Klassenkampf in den arabischen Staaten 
gegen dieses imperialistische System.

Unsere bedingungslose Unterstützung für 
die Hamas ist jedoch nicht unkritisch, denn 
wir sind der Meinung, dass die Strategien der
Bewegung im Kampf für die Befreiung 
Palästinas – wie die von der Fatah und der 
palästinensischen Linken zuvor verfolgten 
Strategien – versagt haben und auch in 

Zukunft versagen werden.
Hamas’ Strategie besteht darin, sich mit 

manchen der arabischen Regime (einschließ-
lich sogar Ägypten bis vor kurzem) und nicht-
arabischen Regimes zusammenzutun, die 
reaktionär sind, ihr eigenes Volk unterdrü-
cken und sich ständig verschwören, um den 
palästinensischen Kampf zu ersticken.

Katalysator
Diese Regimes sind sich dessen bewusst, dass
das Heldentum und der Widerstandswille der 
Palästinenser und Palästinenserinnen einen 
Katalysator für ihr eigenes Volk darstellen, 
das der natürliche Verbündete der palästinen-
sischen Sache ist und immer bleiben wird. 
Die Strategie der Hamas, die die Strategie 
der Fatah und der palästinensischen Linken 
seit den 1960er Jahren reproduziert, wird 
Palästina nicht befreien.

Statt sich solidarisch an die Seite der 
Kämpfe der arabischen Massen zu stellen, 
die ein Interesse an der Abschaffung von 
Imperialismus und Zionismus haben, setzt die
Hamas auf eine Strategie von Bündnissen mit
Regimen, die willig mit dem Imperialismus 
und dem Zionismus kooperieren.

Zweitens, und trotz des außerordentlichen 
Heldentums der Kämpfer der Hamas, die sich

mutig allen israelische Angriffen unter 
unmöglichen Bedingungen stellen und damit 
die Hoffnungen von Millionen Menschen in 
der ganzen Welt gerade nach der Niederlage
des Arabischen Frühlings wieder aufleben 
lassen, verfolgt die Hamas einen elitären 
Ansatz in ihrem Umgang mit den palästinen-
sischen Massen.

Werkzeuge
Das ist die Methode, auf die sich zuvor die 
Fatah und die palästinensische Linke stützten.
Sie betrachtetet das palästinensische Volk als 
ein Werkzeug, seine Rolle soll sich darauf 
beschränken, den bewaffneten Kampf zu 
unterstützen und der revolutionären Führung 
zu gehorchen, eine Rolle als aktive Teil-
nehmer und Teilnehmerinnen in der Entwick-
lung einer Strategie des Widerstands und in 
der Entscheidungsfindung ist nicht vorge-
sehen.

Diese Herangehensweise schwächt lang-
fristig das Potenzial eines Massenwiderstands 
angesichts eines Feinds, dessen Waffen 
ständig tödlicher werden.

Aus diesen Gründen ist die Unterstützung 
revolutionärer Kräfte für die Hamas und den 
palästinensischen Widerstand zugleich 
kritisch und bedingungslos.

Mit der gleichen Logik verurteilen wir – trotz 
unserer Unterstützung für die Hisbollah in 
einer Konfrontation mit Israel – ihre feindliche
Haltung gegenüber den arabischen Revoluti-
onen, wenn sie mit Syriens Schlächter 
Baschar al-Assad zusammensteht.

Unsere Unterstützung für den Widerstand in
Palästina ist bedingungslos, weil der palästi-
nensische Kampf gegen den Zionismus dem 
Imperialismus ein Stachel im Fleisch ist und 
weil die Palästinenser und Palästinenserinnen 
wie alle kolonisierten Völker allein das Recht 
haben, über ihr Schicksal zu bestimmen.

 

Führung
Das schließt ihr Recht ein, über ihre eigene 
Führung zu bestimmen und die Mittel des 
Widerstands zu wählen, die sie unter ihren 
Umständen für angemessen halten.
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Unsere Unterstützung ist allerdings nicht 
kritiklos, weil die Zukunft revolutionärer 
Veränderung in der arabischen Welt und die 
Zukunft des palästinensischen Widerstands 
miteinander organisch verbunden sind.
Verfasst im Juli 2014. Die vollständige Erklä-
rung auf:  tinyurl.com/hamas9

2021: Die »Einheitsintifada«
Der Palästinensische Generalstreik im Mai 
2021 – die »Einheitsintifada« auf  Arabisch –
vereinte das gesamte historische Palästina, 
von den besetzten Gebieten der Westbank 
und dem Gaza-Streifen bis ins Herz jener 
Gebiete, die die zionistische Bewegung an 
sich gerissen hatte, um den israelischen 
Staat zu errichten, also das Palästina von 
1948. Es handelte sich um eine authentische
Revolte von unten, ausgerufen durch eine 
neue Generation von Aktivisten und Akti-
vistinnen, die Israels Apartheidregime 
trotzten.

Von Haifa bis nach Ramallah, von Gaza 
bis Ostjerusalem gingen Palästinenser und 
Palästinenserinnen auf  die Straße und 
stimmten die gleichen Forderungen an: 
Stoppt die Bombardierung und Belagerung 
des Gazastreifens, ein Ende der ethnischen 
Säuberung palästinensischer Familien aus 
Ostjerusalem und ein Ende der Gewalt und 
Anstachlung gegen Palästinenser durch die 
zionistischen Siedlerbewegungen.

Einer der Motoren dieser neuen Welle des
Widerstands war die Verschärfung des 
Rassismus gegen palästinensische Staats-
bürger Israels. Zu der Diskriminierung 
durch Gesetze kommen zunehmend Über-
fälle durch rassistische Banden auf  palästi-
nensische Communities im Palästina von 
1948. Während des Monats Mai 2021 
vernetzten sich zionistische Siedlerbewe-
gungen auf  Telegram und WhatsApp, um 
ihre Überfälle auf  palästinensische 
Wohnhäuser und Geschäfte in Städten wie 

Lydd und Haifa zu koordinieren.
Palästinenser und Palästinenserinnen in 

den Gebieten von 1948 organisierten 
Selbstverteidigung, aber auch Massenpro-
teste und Streiks.

Etwa 1000 palästinensische Busfahrer, die
für israelische Unternehmen arbeiteten, 
folgten dem Aufruf, während 65.000 
Palästinenser der Westbank von der Arbeit 
im israelischen Bausektor fernblieben und 
den israelischen Bossen 40 Millionen Dollar
an Verlusten einbrockten.

Zur gleichen Zeit starteten Widerstands-
kämpfer in Gaza Raketenangriffe auf  Israel 
als Vergeltung für dessen Angriffe auf  die 
Al-Aqsa-Moschee in Jerusalem. Israels 
Antwort war ein zweiwöchiger Bomben-
hagel auf  die belagerte Enklave.

Die Einheitsintifada war ein bedeutender 
Schritt hin zur Wiederbelebung der Traditi-
onen des Kampfes von unten, der die 
Mehrheit der Palästinenser und Palästinen-
serinnen im ganzen historischen Palästina 
nach Jahrzehnten der Fragmentierung und 
Isolierung voneinander vereinen konnte.

Israel: Innenansicht eines 
rassistischen Staats 
Die Unterstützer Israels zeichnen gerne das 
Bild eines demokratischen und aufgeklärten
Staats. Aber nicht nur ist der Rassismus 
gegen Palästinenser in der israelischen 
Gesellschaft allgegenwärtig, der Staat selbst 
gründet darauf. 

In den letzten Jahren haben bahnbre-
chende Berichte von Amnesty International,
Human Rights Watch und der israelischen 
Menschenrechtsorganisation B’Tselem 
Israel als Apartheidstaat bezeichnet. In 
ihrem Bericht für das Jahr 2022 schreibt 
Amnesty:

Im Zuge der Errichtung Israels als jüdischer 
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Staat im Jahr 1948 waren seine Führer für die 
Massenvertreibung von hunderttausenden Palästi-
nensern und Palästinenserinnen und die Zerstö-
rung von hunderten palästinensischen Dörfern 
verantwortlich. Das erfüllt den Tatbestand einer 
ethnischen Säuberung.
Das Ergebnis heute ist eine Gesellschaft, 

in der beinahe jede staatliche Behörde »in 
die Durchsetzung eines Apartheidsystems 
gegen Palästinenser« verwickelt ist, so 
Amnesty.

Zentrale Gesetze, die die Staatsangehörig-
keit und die Einwanderung nach Israel 
regeln, stellen Juden über Palästinenser. 
Neue Gesetze erlauben es, palästinensi-
schen Staatsbürgern Israels – etwa 20 
Prozent der Gesamtbevölkerung – ihre isra-
elische Staatsangehörigkeit wegen »Illoya-
lität« gegenüber dem Staat zu entziehen. 
Und das Nationalstaatsgesetz von 2018 hat 
das, was seit Jahrzehnten Realität ist, zum 
Gesetz erhoben, nämlich dass in Israel nur 
jüdische Menschen ein Recht auf  Selbstbe-
stimmung besitzen.

Palästinensische Bürger und Bürgerinnen 
Israels, die mit einem oder einer in den 
besetzten Gebieten wohnhaften Palästi-
nenser oder Palästinenserin verheiratet sind,
können seit 2002 ihren Lebenspartner nicht
zu sich nach Israel ziehen lassen.

Palästinenser werden auch auf  dem 
Arbeitsmarkt systematisch diskriminiert und
haben oft keinen Zugang zu Arbeitsstellen, 

weil sie nicht in der Armee 
gedient haben.

Die Armutsquote unter der 
palästinensischen Minderheit ist
wesentlich höher als unter der 
jüdischen Mehrheit. Auf  dem 
Wohnungsmarkt und beim 
Zugang zu Land grassiert die 
Diskriminierung. Etwa 600 
neue jüdische Gemeinden 
wurden seit 1948 gegründet, 
aber keine einzige palästinensi-

sche.
Die Säuglingssterblichkeitsrate unter 

Palästinensern, die in Israel leben, ist 
doppelt so hoch wie bei Juden.

Dieser gesetzliche Rahmen für Diskrimi-
nierung wird ständig erweitert. Adalah 
listete im Jahr 2011 30 rassistische Gesetze 
auf. Im September 2017 enthielt ihre 
Datenbasis mittlerweile 65 Gesetze, »die 
palästinensische Bürger und Bürgerinnen 
Israels in allen Lebensbereichen diskrimi-
nieren«. (Israeli Discriminatory Law Database 2017, 
tinyurl.com/adalahdis17)

Wachhund des Imperialismus
Israel hat seit 1948 bis 2018 laut der Federa-
tion of  American Scientists insgesamt 248 
Mrd. US Dollar an Hilfen von den USA 
erhalten. (sgp.fas.org/crs/mideast/RL33222.pdf) 

Kein anderes Land hat Hilfen in solcher 
Höhe von den USA erhalten. Dennoch hat 
das Verhältnis zwischen dem »Wachhund« 
und seinen US-Herren schleichend einige 
wichtige Veränderungen erfahren.

Diese sind ein Ergebnis sowohl der 
internen Dynamik der israelischen Wirt-
schaft und Gesellschaft als auch der 
Veränderungen im Kräftegleichgewicht in 
der gesamten Region.

Die militärische Kooperation zwischen 
den USA und Israel hat sich in den letzten 
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Jahren intensiviert, während die direkte 
Wirtschaftshilfe, die einst zentral für die 
Aufrechterhaltung der israelischen Wirt-
schaft war, abgewickelt wurde. Die 
Aufrechterhaltung des militärischen 
Vorsprungs Israels gegenüber seinen Nach-
barn ist seit langem ein zentrales Ziel der 
US-Politik.

So steht in einer Unterrichtung für den 
Kongress: »Die US-Militärhilfe für Israel 
verfolgt das Ziel, Israels ›Qualitativen Mili-
tärischen Vorteil‹ (Qualitative Military Edge 
– QME) gegenüber den Militärs der Nach-
barn aufrechtzuerhalten.« (sgp.fas.org/crs/
mideast/RL33222.pdf)

Hinzu kommt seit 2008 die gesetzliche 
Pflicht der US-Regierung nachzuweisen, 
dass kein Waffenverkauf  an irgendein Land 
des Nahen Ostens Israel negativ betreffen 
könnte.

Seit 1999 verabschiedet die US-Regierung
alle zehn Jahre Absichtserklärungen 
(Memoranda of  Understandings – MoUs), 
die die US-Hilfe für Israel regeln. Die erste, 
noch unter der Regierung Clinton unter-
zeichnet, billigte Israel militärische und wirt-
schaftliche Hilfen von insgesamt 26,7 Mrd. 
US-Dollar, davon 21,3 Mrd. in Form von 
Militärhilfen, zu.

Unter George Bush wurde ein weiteres 
zehnjähriges MoU in Höhe von 30 Mrd. 
US-Dollar verabschiedet, während Barack 
Obama im Jahr 2016 einen weiteren Deal 
mit Israel unterzeichnete, der Militärhilfen 

in Höhe von 38 Mrd. US-Dollar für die 
Geschäftsjahre 2019 bis 2028 versprach.

Diese MoUs unterstreichen, wie trotz 
Wechsel von Präsidenten und Regierungs-
parteien die Unterstützung für Israel seit 
Jahrzehnten einen Grundpfeiler der ameri-
kanischen Außenpolitik bildet.

Vier Jahrzehnte US-Militärhilfe haben 
Israels Wirtschaft umgeformt und die Rolle 
des Militärs innerhalb der israelischen 
Gesellschaft weiter gestärkt.

Israel ist mittlerweile der weltweit zehnt-
größte Waffenexporteur. Obwohl die 
Einwohnerzahl vergleichsweise sehr klein 
ist, summieren sich Israels Waffenexporte 
seit 1960 auf  fast die Hälfte derjenigen 
Chinas.  Seine hochtechnologische Waffen-
industrie ist seit zwei Jahrzehnten der Motor
seiner Wirtschaft. Sie hat aus einem hoff-
nungslosen Fall am Tropf  der USA in den 
1980er Jahren die wohlhabende Industriena-
tion von heute gemacht.

Das kann man an dem sich verändernden 
Verhältnis militärischer zu wirtschaftlicher 
Hilfe im Lauf  der letzten zehn Jahre 
ablesen. Direkte Wirtschaftshilfen wurden 
im Jahr 2007 komplett eingestellt, während 
die Gesamthöhe der Militärhilfe weiter stieg.

Langfristige strategische Investitionen in 
den Sektor der Militärtechnologie durch die 
USA seit den 1970er Jahre haben Israel in 
eine koloniale Garnison, ein militärisches 
Forschungslabor und eine Elitestreitmacht 
zugleich verwandelt.

Das enge Ineinandergreifen der US-ame-
rikanischen und israelischen Militärindus-
trien ist in den letzten Jahren offensichtli-
cher geworden.

Im März 2014 unterzeichneten die USA 
und Israel eine Vereinbarung über gemein-
same Produktion, die US-Herstellern 
Zugang zu der Technologie hinter dem 
Raketenabwehrsystem Iron Dome 
verschafft. US-Investitionen in Israel fokus-
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sieren neuerdings auf  Technologien, die in 
US-Kriegen gegen die »asymmetrische 
Bedrohung« durch leicht bewaffnete Wider-
standsbewegungen Anwendung finden 
könnten.

Der Aufschwung des militärischen Hoch-
technologiesektors hat auch zur Verfesti-
gung von Israels Politik der rassistischen 
Ausgrenzung beigetragen. Zionisten haben 
schon immer versucht, Palästinenser aus 
ihrer Wirtschaft auszuschließen, sogar vor 
der Schaffung Israels.

In wichtigen Sektoren wie Landwirtschaft
und Bau mussten sie allerdings eine große 
Anzahl von Palästinensern und Palästinen-
serinnen als billige Arbeitskräfte einstellen.

Die High-Tech-Industrien, die auf  eine 
relativ kleinere und qualifiziertere Arbeiter-
schaft angewiesen sind, erwiesen sich im 
Laufe der Zeit als profitabel, auch ohne 
palästinensische Arbeitskräfte ausbeuten zu 
müssen.

Daher, auch wenn Israel als Apartheid-
staat bezeichnet werden kann, unterscheidet
sich diese Form der Apartheid sehr stark 
von der historischen Apartheid Südafrikas.

Der dortige rassistische Staat wurde 
wesentlich durch die Mobilisierung der 
schwarzen Arbeiterklasse gestürzt. 
Schwarze Arbeiter und Arbeiterinnen in 
Südafrika hatten wirtschaftliche Muskeln, 
die den Palästinensern auf  sich allein 
gestellt fehlen.

Diese Verschiebungen erklären den fort-
währenden Rechtsruck der israelischen 
Politik.

Israel war von Beginn an ein rassistisches 
Projekt. Aber die Wirtschaft wurde zuneh-
mend in die Militärwirtschaft der USA inte-
griert.

Das verstärkt ein Gefühl, dass Israel die 
Palästinenser unterjochen müsse, statt nach 
Kompromissen mit ihnen zu suchen. Das 
wiederum stärkt die israelische Rechte, wie 

es die Erfahrung der Besatzung ohnehin 
tut.

Donald Trumps Präsidentschaft ab 
November 2016 hat den Druck auf  die 
Palästinenser erhöht.

Die fortlaufende Erhöhung der US-ame-
rikanischen Militärhilfe für Israel stellt einen
langfristigen Trend dar, der bereits Jahr-
zehnte vor Trumps Wahl begann. Aber 
dieser hat neue politische Richtlinien 
verfügt wie beispielsweise die Umsetzung 
der lange hinausgezögerten Entscheidung, 
die US-Botschaft nach Jerusalem zu 
verlagern, und die Einstellung der 
Zahlungen an die UNO-Körperschaft 
UNRWA, die palästinensischen Flücht-
lingen Wirtschaftshilfe leistet.

Trumps Unterstützung für diese Politik ist
teilweise das Ergebnis einer Interessenüber-
einstimmung zwischen rechten christlichen 
Kräften in den USA mit rechten zionisti-
schen Kräften sowohl in den USA als auch 
in Israel.

Manche evangelikale Christen glauben, 
dass die Schaffung des Staats Israel in der 
Bibel verkündet wurde, und Unterstützung 
für diesen Staat daher eine religiöse Pflicht 
darstellt.

Das kommt Zionisten sehr entgegen, die 
jede auch nur symbolische Verurteilung von
Israels Landbesetzungen durch interna-
tionale Körperschaften wie die UNO oder 
andere Regierungen unterbinden wollen.

Evangelikale Christen waren ein wichtiger
Teil von Trumps Wählerbasis, und manche 
seiner Großspender für seine Kampagne 
waren Zionisten, so zum Beispiel Casino-
Magnat Sheldon Adelson.

Der israelische Premierminister Benjamin
Netanjahu genießt ebenfalls die Unterstüt-
zung Adelsons, der zugleich Eigentümer der
größten israelischen Tageszeitung ist.

Es wäre jedoch ein Fehler, Trumps Politik
in der Frage Palästina auf  seinen verzwei-
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felten Versuch zu reduzieren, seine gut 
betuchten Spender und seine Wählerbasis 
zufriedenzustellen. Die Fortsetzung und gar
Verschärfung seiner Politik durch seinen 
Nachfolger Biden zeigt es.

Für die USA ist Israel ein zentraler Faktor
in ihrer Maschinerie zur Beherrschung des 
Nahen Ostens. Israel hilft ihnen, eine strate-
gisch entscheidende und ölreiche Region zu 
kontrollieren. Die engere gegenseitige 
Umarmung beider Staaten muss auch im 
Kontext weiterer Veränderungen in der 
Region betrachtet werden.

Revolution und 
Konterrevolution in der 
arabischen Welt
Die Aufstände, die sich im Jahr 2011 
ereigneten, strafen die Behauptung Lügen, 
wonach Veränderung von unten in der 

arabischen Welt ein unrealisierbarer Traum 
sei.

Diktatoren in Tunesien und Ägypten 
stürzten, nachdem Protestierende die 
Straßen füllten und Streiks zentrale Wirt-
schaftssektoren lahmlegten.

Von Bengasi in Libyen bis Manama in 
Bahrain, von Homs in Syrien bis Sanaa in 
Jemen stimmten Hunderttausende in den 
mitreißenden Refrain ein: »Das Volk 
verlangt den Sturz des Regimes.«

Diese revolutionären Krisen zogen Milli-
onen von Menschen zum ersten Mal in 
ihrem Leben in politische Aktivitäten. Sie 
schufen Volkskomitees, organisierten 
Streiks, um die Regimeschergen aus den
Betrieben zu schmeißen, gründeten unab-
hängige Gewerkschaften und riefen 
Zeitungen und Internetseiten ins Leben.

Religiöse Minderheiten wie die Kopten in 
Ägypten trugen ihre Forderungen nach 
Gleichheit und Gerechtigkeit auf  die 
Straßen, und neue Bewegungen gegen 
Frauenunterdrückung blühten auf.
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Westliche Kommentatoren waren anfäng-
lich perplex. Journalisten und Akademiker 
suchten verzweifelt nach Erklärungen. War 
Facebook die Ursache? Waren die Volks-
aufstände ein Ausdruck von Sehnsucht nach
westlicher Demokratie? Oder riefen die 
Menschen nach einer neuen islamistischen 
Ordnung?

Zwei Hauptfaktoren standen hinter der 
die ganze Region umfassenden revolutio-
nären Krise. 

Der erste war die Einführung neoliberaler
Maßnahmen in all diesen Ländern. Die 
Abkehr von staatlicher Wirtschaftslenkung 
hatte eine destabilisierende Wirkung auf  die
nationalistischen Regime, die aus den anti-
kolonialen Rebellionen nach 1945 
entstanden waren.

Die meisten dieser Regime boten im 
Gegenzug für absolute politische Enthalt-
samkeit Arbeitsplatzsicherheit, ein 
Minimum an sozialstaatlicher Fürsorge und 
die offizielle Übernahme verschiedener anti-

kolonialer Ideologien.
Nach 1970, als die Weltwirtschaft in die 

Krise schlitterte, stellte die herrschende 
Klasse fest, dass sogar die minimalen Sozi-
alsysteme des vorangegangen Jahrzehnts 
eine Belastung für ihre Profite darstellten. 
Regierungen in der ganzen Region unter-
schrieben daher im Gegenzug für IWF-
Kredite Strukturanpassungsprogramme und
wurden zu Anhängern des Neoliberalismus.

Der zweite wichtige Faktor war die US-
Niederlage im Irak. Die Invasion und die 
Besatzung nach 2003 erwiesen sich als kata-
strophale Fehlentscheidung dieser Super-
macht.

Den US-Streitkräften waren durch jahre-
lange Kämpfe mit irakischen Aufständi-
schen die Hände gebunden, und das sektie-
rerische irakische Regime, das sich aus dem 
Chaos bildete, stand mindestens zu gleichen
Teilen unter dem Einfluss des Iran wie 
unter der Kontrolle durch das Weiße Haus.

Die globale Wirtschaftskrise nach 2008 
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schmälerte weiter die Verfügbarkeit von
Geldern zur Finanzierung weiterer kostspie-
liger Besatzungen oder zur Stützung der 
darbenden Wirtschaften der US-Verbün-
deten. Der relative Niedergang der US-
Macht hatte sowohl ihren Verbündeten als 
auch ihren Feinden neuen Spielraum 
verschafft, um ihre eigenen Interessen zu 
verfolgen, was die zwischenstaatliche 
Konkurrenz in der Region befeuerte.

Die Vermischung politischer mit sozialen 
Forderungen seitens der Massenbewe-
gungen von unten während der arabischen 
Revolutionen stellte eine enorme 
Bedrohung für die bestehende herrschende 
Klasse der Region dar.

Zum ersten Mal seit Jahrzehnten fanden 
die Rufe nach mehr Demokratie ein 
Massenpublikum unter Millionen von 
einfachen Menschen, auch unter organi-
sierten Arbeitern und Arbeiterinnen, die die
Hauptlast der neoliberalen Reformen zu 
tragen hatten.

Es überrascht nicht, dass die herrschende 
Klasse des führenden Zentrums der 
Kapitalakkumulation in der Region, Saudi 
Arabien, die am meisten durch den Sieg der 
Revolution zu verlieren hatte, als erste zum 
konterrevolutionären Gegenschlag ausholte.

Die Führer Saudi Arabiens, mit der 
Unterstützung einer breiteren Riege der 
herrschenden Klasse des Golfs, standen im 
Zentrum einer Strategie des Zurückwerfens
der populären Aufstände durch eine 
Kombination aus direkter militärischer 
Unterdrückung und Anstachlung sektiereri-
scher Konkurrenz zwischen sunnitischen 
und schiitischen Muslimen zur Spaltung der
Bewegung von unten.

Die Insel Bahrain war der erste Ort, an 
dem diese Strategie getestet wurde. Saudi-
sche Truppen marschierten dort auf  Einla-
dung einer korrupten und autoritären 
Monarchie am 16. März 2011 ein, um den 

sich entfaltenden Volksaufstand niederzu-
werfen.

Die saudische herrschende Klasse unter-
stützte auch mit voller Kraft die Konter-
revolution in Ägypten. Sie versorgte mit 
massiven Finanzmitteln al-Sisis Militärre-
gime, das Präsident Mohammed Mursi im 
Jahr 2013 stürzte und im August jenes 
Jahres ein entsetzliches Massaker an den 
Muslimbrüdern und ihren Unterstützern 
verübte.

In Syrien wurde die Konterrevolution 
durch das Assad-Regime selbst angeführt, 
allerdings mit der Unterstützung durch eine 
weitere regionale Macht, nämlich den Iran, 
dessen Einfluss sich über den Irak und 
Syrien bis nach Libanon erstreckte.

Wie im Golf  hat der Kampf  um 
regionale Hegemonie auch in Syrien eine 
konfessionelle Komponente. Das syrische 
Regime hat sich stets als Schutzherr nicht-
sunnitischer Muslime und anderer religiöser
Minderheiten gegen sunnitische islamisti-
sche Gruppen  präsentiert.

In Wirklichkeit war es die brutale Politik 
kollektiver Bestrafung jener Gebiete, in 
denen die Unterstützung für die Revolution 
stark war, die den größten Faktor für die 
Verwandlung der syrischen Revolution in 
einen konfessionellen Bürgerkrieg darstellte.

Doch die Intervention der Golfstaaten im
syrischen Bürgerkrieg durch ihre Unterstüt-
zung für die reaktionärsten und sektiere-
rischsten sunnitischen islamistischen 
Gruppen beschleunigte diesen Prozess 
noch.

Der Kampf  der Palästinenser war allge-
genwärtig in den arabischen Revolutionen. 
Protestierende in Tunesien feierten den Fall 
Ben Alis mit Rufen nach Befreiung Jerusa-
lems. Zehntausende marschierten zur israe-
lischen Botschaft in Kairo im September 
2011 und erzwangen ihre Schließung.

In Syrien warfen sich Palästinenser und 

22



Palästinenserinnen in den Flüchtlingslagern 
der Hauptstadt Damaskus in den revolutio-
nären Kampf  gegen das Regime und 
mussten dafür einen schrecklich hohen 
Preis zahlen, als Assad zur Vergeltung die 
palästinensischen Stadtteile belagerte.

Die Konterrevolution gab die Initiative 
zurück in die Hände der Feinde der 
Befreiung der Palästinenser. Das von al-Sisi 
angeführte Militärregime in Ägypten 
verfolgt Palästinenser, die in Ägypten leben,
es hat die Hamas dämonisiert und den Bela-
gerungsring um Gaza durch die Sprengung 
von Tunneln für den Warenschmuggel und 
die Zerstörung palästinensischer Häuser 
auf  der ägyptischen Seite der Grenze noch 
enger gezogen.

Der saudische Kronprinz Mohammed bin
Salman, der weit und breit als die aufstei-
gende Macht hinter Riads Thron gesehen 
wird, hat offen geäußert, dass »Israelis ein 
Recht auf  ihr eigenes Land haben«. Die 
New York Times führt diese neu entdeckte 
Wärme gegenüber einem Staat, den Saudi 
Arabien offiziell Jahrzehnte lang verurteilt 
hatte, auf  wirtschaftliche und geopolitische 
Interessen zurück:

Anstatt in Israel einen Feind zu sehen, betrachtet
Prinz Mahammed den jüdischen Staat mittler-
weile als ein attraktives regionales wirtschaftliches
und technologisches Drehkreuz und auch als 
potenziellen Partner im kalten Krieg des König-
reichs mit dem Iran. Und dazu gehört die Aner-
kennung von Israels Existenzrecht, vorzugsweise 
im Rahmen eines Friedensabkommens mit den 
Palästinensern. (Ben Hubbard, Saudi Prince says 
Israelis have right to ›their own land‹, New York 
Times, 23. April 2018, tinyurl.com/binsalnyt)

Der Erfolg von BDS und die 
zionistische Reaktion
Die BDS-Bewegung wurde von palästinen-
sischen zivilgesellschaftlichen Verbänden 
und Gewerkschaften im Jahr 2005 initiiert. 
Sie sprach im Namen »der drei untrenn-
baren Teile des palästinensischen Volks: der
palästinensischen Flüchtlinge, der Palästi-
nenser und Palästinenserinnen unter der
Besatzung und der palästinensischen Bürger
und Bürgerinnen Israels«.

Sie bezeichnet Israel als einen rassisti-
schen Staat – und meint damit nicht nur 
dessen Praktiken in den Besetzten 
Gebieten. Sie ist eine unabhängige palästi-
nensische Bewegung, die für die Würde der 
Palästinenser und Palästinenserinnen 
einsteht und zu internationaler Solidarität 
mit ihrem Kampf  aufruft.

Die Bewegung für internationale Solida-
rität mit Palästina hat seit 2005 ihren 
Schwerpunkt von allgemeiner Unterstüt-
zung für den palästinensischen Kampf  auf  
Interventionen mit dem Ziel, den zionisti-
schen Staat im internationalen Handel, in 
der Weltpolitik und im globalen Kulturbe-
trieb zu isolieren, verlegt.

In Wohlfahrtsorganisationen und
Gewerkschaften, an Universitäten und
Schulen, in Kirchen, Tempeln und
Moscheen, auf  Aktionärsversammlungen
und Stadtratssitzungen wird die Frage
gestellt, ob es moralisch zu rechtfertigen
oder politisch vertretbar ist, einfach zur 
Tagesordnung überzugehen und weiter 
Geschäfte mit jenen Unternehmen und 
Institutionen zu tätigen, die die rassistische 
Politik und die brutale Repression im 
Herzen des zionistischen Projekts unter-
stützen oder von ihr profitieren.

Diese neue Strategie wurde als nicht 
gewalttätige Alternative zum bewaffneten 
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nationalen Befreiungskampf  einerseits und 
zur Idee eines ausgehandelten Kompro-
misses mit dem Zionismus andererseits 
entwickelt.

Während sie für das Recht der Unter-
drückten eintritt, als Maßnahme der 
Selbstverteidigung gegen den Kolonialismus
zur Waffe zu greifen, erkannte sie, dass ein 
direkter militärischer Sieg gegen einen von 
den USA unterstützten und aggressiven 
Kolonialismus im 21. Jahrhundert ausge-
schlossen ist.

Sie erkannte auch die Notwendigkeit von 
geeigneten Verhandlungen an, sah aber, 
dass Verhandlungen mit zionistischen 
Regierungen aus einer Position der 
Schwäche heraus nur zu einem Abschluss 
führen können, der die Mehrheit der 
Palästinenser und Palästinenserinnen 
entrechtet und unterdrückt lassen würde.

Die BDS-Bewegung hat einen enormen 
Beitrag zur Rechtfertigungskrise des 
Zionismus außerhalb Israels geleistet. Sie 
erneuert die Selbstverpflichtung zu den 
Grundprinzipien, die die palästinensische 
Bewegung seit Jahrzehnten beseelt haben:

• das Recht auf  Rückkehr der aus 
Palästina im Jahr 1948 vertriebenen 
Flüchtlinge und ihrer Nachkommen

• das Selbstbestimmungsrecht aller 
Palästinenser und Palästinenserinnen

• die Ablehnung von Israels »Recht«, als 
»jüdischer Staat« zu existieren – das 
heißt als Staat, in dem die Staatsangehö-
rigkeit nach religiösen oder ethnischen 
Kriterien definiert wird

Die Gründungserklärung von BDS ruft 
»alle rechtschaffenen Menschen auf«, dafür 
Sorge zu tragen, dass ihre Organisationen 
nicht mit israelischen Organisationen 
zusammenarbeiten oder sich zu Komplizen 
mit Israels Verbrechen machen, indem sie 
sich mit israelischen Organisationen assozi-
ieren oder mit ihnen zusammenarbeiten.

Sie fordert Regierungen dazu auf, Sankti-
onen gegen Israel zu verhängen, und Unter-
nehmen, ihre Investitionen in Israel und 
sich aus Joint Ventures mit israelischen 
Firmen zurückzuziehen.

Zentral ist ihr Aufruf  an alle Anhänger 
von Gerechtigkeit und Gleichheit, alle israe-
lischen Organisationen zu boykottieren, und
für eine Kampagne von Sanktionen und 
Desinvestitionen und einen Boykott von 
Waren und Dienstleistungen jener Unter-
nehmen, die nicht desinvestieren wollen 
und weiterhin von der Unterdrückung des 
palästinensischen Volks profitieren, einzu-
treten.

Der Boykott richtet sich nicht allein gegen
israelische Waren, die von israelischen 
Unternehmen illegal in der Westbank 
produziert werden.

Es geht um universelle Menschenrechte 
für alle Palästinenser und um die Aner-
kennung des internationalen Rechts in 
Bezug auf  die Besatzung und das Recht 
eines vertriebenen Volks auf  Rückkehr in 
seine Heimat. Daher bezieht sich der 
Aufruf  auf  alle israelischen Güter und 
Dienstleistungen, nicht nur auf  die in der 
Westbank hergestellten.

Die BDS-Bewegung hat in den letzten 
Jahren einige beachtliche Erfolge erzielt. Sie
hat die Unterstützung von großen Gewerk-
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schaften, Stadträten und studentischen 
Vertretungen gewonnen. 

Das Argument für einen aktiven Einsatz 
gegen den Rassismus, die Diskriminierung 
und die Gewalt gegen Palästinenser seitens 
des israelischen Staats führt kein Schatten-
dasein mehr.

Dieser Erfolg hat aber auch eine 
entschlossene Gegenreaktion hervorge-
rufen. Die israelische Regierung betrachtet 
BDS als »strategische Bedrohung« und hat 
erhebliche Ressourcen in die Mobilisierung 
gegen die Bewegung gesteckt, wozu 
Gerichtsverfahren, Diffamierungs-
kampagnen in den Medien und die 
Einführung neuer gesetzlicher Einreisever-
bote nach Israel für BDS-Unterstützer 
gehören.

Antisemitismus, Antizionismus 
und die Linke
Eine gegen BDS und die wachsende Unter-
stützung für palästinensische Rechte gerich-
tete Taktik, die in jüngsten Jahren von 
einigem Erfolg gekrönt ist, besteht in der 
Gleichsetzung von Antizionismus mit Anti-
semitismus.

Israels Selbstbezeichnung als »der jüdi-
sche Staat« führt dazu, dass Angriffe auf  die
israelische Politik oder die Infragestellung 
des rassistischen Wesens des Staats, der 
Nichtjuden volle Staatsbürgerrechte 
verwehrt, als Angriffe auf  Juden verstanden
werden müssen, so die Haltung der Unter-
stützer Israels.

Das Bild wird weiter dadurch verkompli-
ziert, dass der Antisemitismus in vielen 
Ländern wächst, vor allem in Osteuropa, 
wo extrem rechte Parteien, die den Holo-
caust leugnen oder relativieren und hass-
erfüllte antisemitische Lügen verbreiten, 
mittlerweile Massen um sich scharen.

In den USA trug das Wachstum der 
extremen Rechten zu Trumps Wahlsieg bei, 
sodass antisemitische Vertreter der »weißen 
Vorherrschaft« und Nazis Zugang zu den 
Machtzentren erhalten. Die Tatsache 
jedoch, dass Trumps Machtbasis diese 
Elemente umfasst und deren Wachstum 
fördert, hat rechte Zionisten nicht davon 
abgehalten, ihn zu unterstützen.

Sie haben stattdessen ihr Feuer auf  die 
Linke gerichtet und genießen dabei die 
Unterstützung von Teilen der Medien und 
der großen Parteien.

Ein ähnliches Bild ergibt sich für Groß-
britannien und sogar Teile der Labour Party.
Jeremy Corbyns prinzipienfeste Unterstüt-
zung für palästinensische Rechte und seine 
standhafte Opposition gegen den US-ameri-
kanischen und britischen Imperialismus im 
Nahen Osten haben ihn zu einer beson-
deren Zielscheibe dieser Kampagne 
gemacht. Mittlerweile hat die Hetzkam-
pagne gegen ihn und weitere Unterstützer 
und Unterstützerinnen der palästinensi-
schen Sache zu etlichen Ausschlüssen, 
Amtsenthebungen und Parteiaustritten auch
von vielen jüdischen Parteimitgliedern 
geführt.

Es ist unverzichtbar, Corbyn und andere, 
die für palästinensische Rechte eintreten, 
gegen unbegründete Anschuldigungen des 
Antisemitismus zu verteidigen.

Es ist nicht antisemitisch, Israels Gewalt 
gegen Palästinenser zu verurteilen und sein 
»Existenzrecht« als Staat, der Nichtjuden 
systematisch gleiche Rechte verweigert, 
infrage zu stellen.

Gleichzeitig ist kein Platz in der Bewe-
gung für palästinensische Rechte für Leute, 
die antisemitischen Hass verbreiten oder 
Juden als Juden für die Besatzung verant-
wortlich machen.

Überall, wo der Rassismus erstarkt, 
welche Gestalt auch immer er annimmt, 
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werden Sozialisten und Sozialistinnen eine 
zentrale Rolle im Aufbau von Bewegungen 
dagegen spielen.

Wie können die Palästinenser 
und Palästinenserinnen ihr Ziel 
erreichen?
Dreißig Jahre nach dem Osloer Abkommen
ist klar, dass die Entstehung eines palästi-
nensischen Staates an der Seite Israels eine 
Fantasie ist.

Der »Staat«, der im Zuge der Kolonisie-
rung entstanden ist, ist ein verschrumpeltes 
Wrack. Meron Benvenisti, einer der sehr 
wenigen früheren zionistischen Führer, die 
von den Folgen dieser Strategie angewidert 
sind, sah voraus, was diese eigenständige 
»Staatlichkeit« sein würde:

… begrenzt durch die Höhe ihrer Wohngebäude 
und die Tiefe ihrer Gräber. Der Luftraum und 
die Wasserressourcen werden unter israelischer 
Kontrolle verbleiben.

Hubschrauberpatrouillen, die Radiowellen, die 
Hände an den Wasserpumpen und elektrischen 
Schaltern, die Einwohnerregistrierung und die 
Herausgabe von Identitätskarten und Zu- und 
Austrittspässen werden (direkt oder indirekt) 
durch die Israelis kontrolliert werden.

Diese lächerliche Karikatur eines palästinensi-
schen Staats, ohne Kopf  und ohne Füße, ohne 
Zukunft oder Entwicklungsperspektive, wird als 
Erfüllung des Ziels von Symmetrie und Gleich-
heit im alten Slogan »Zwei Staaten für zwei Völ-
ker« dargestellt. (›United We Stand‹‹, Ha’aretz, 19. 
Januar 2010; in: Ali Abunimah, The Battle for Justice
in Palestine, Chicago, Haymarket, 2014, S. 47)

Doch hätte das Osloer Abkommen 
palästinensische Forderungen nach Rück-
kehrrecht für Flüchtlinge, einer gemein-
samen Verwaltung über Jerusalem und der 
Auflösung israelischer Siedlungen in der 

Westbank und Gaza teilweise erfüllt und 
dadurch einen lebensfähigen palästinensi-
schen Staat ermöglicht, wäre damit Gerech-
tigkeit hergestellt?

Die Antwort muss Nein heißen. Eine 
solche Lösung würde nicht das historische 
Verbrechen beseitigen, auf  dem Israels 
Existenz gründet: seine ethnische Säube-
rung von 750.000 Palästinensern und 
Palästinenserinnen im Jahr 1948.

Damit bliebe auch ein rassistischer, kolo-
nialer und durch die USA bis an die Zähne 
bewaffneter Staat bestehen, der als 
permanente Bedrohung nicht nur für die 
Palästinenser, sondern für die Region als 
ganze handeln würde.

Daher die Forderung wichtiger palästi-
nensischer Aktivisten nach einem gemein-
samen, säkularen und demokratischen Staat 
auf  der Grundlage gleicher Rechte für alle 
seine Bürger einschließlich israelischer 
Juden.

Wie Omar Barghouti, ein Gründungsmit-
glied der BDS-Bewegung, argumentiert:

Koloniale Siedler als gleichberechtigte Bürger und 
Partner im vollen Sinn bei Aufbau und Entwick-
lung einer neuen, gemeinsamen Gesellschaft, frei 
von jeglicher kolonialen Unterjochung und Dis-
kriminierung, zu akzeptieren, wie sie das demo-
kratische Staatsmodell fordert, ist das großmü-
tigste Angebot, das eine indigene Bevölkerung 
nach Jahrzehnten der Unterdrückung an ihre 
Unterdrücker machen kann. (Omar Barghouti, 
›Re-imagining Palestine‹, Znet, 29. Juli 2009, tinyur-
l.com/bargimagine)

Wie kann ein solcher Staat geschaffen 
werden? Die Aussicht, dass ein bewaffneter 
Kampf  ausreichen könnte, um dieses Ziel 
zu erreichen, ist verschwindend gering. 
Auch der couragierteste bewaffnete Wider-
stand der Hamas und anderer palästinensi-
scher Fraktionen kann die zionistische 
Kriegsmaschine nicht bezwingen. Und die 
arabischen Regimes sind ihrerseits integraler
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Bestandteil des imperialistischen Systems in 
der Region. Sie können und werden das 
israelische Militär nicht konfrontieren. 

Die Schaffung Israels machte aus den 
Palästinensern eine unterdrückte Minderheit
in der eigenen Heimat. Mit der Rückkehr 
der palästinensischen Flüchtlinge wäre der 
Weg frei für eine demokratische Entschei-
dung über Palästinas Zukunft mit den 
Mitteln eines einfachen Referendums auf  
der Basis von einer Stimme für jede Person.

Die Frage der Selbstbestimmung ist eben-
falls zentral. Palästinenser und Palästinense-
rinnen sind nicht Verhandlungsmasse in 
einem diplomatischen oder kriegerischen 
Gerangel, sondern Entscheidungsträger, 
deren Handeln die Zukunft ihres Landes 
entscheiden wird.

Sie haben das Recht, bei der Verfolgung 
dieses Ziels zur Waffe zu greifen, und das 
Recht zu entscheiden, wer in ihrem Namen 
kämpft und spricht.

Palästinensische Bewegungen, die die 
demokratische Tradition des populären 
Protests, massenhaften zivilen Ungehor-
sams und Streiks wiederbeleben, sind eine 
ernsthafte Bedrohung für das israelische 
Projekt.

Diese Art von Bewegungen bauen eine 
direkte Brücke zwischen dem Kampf  der 
Palästinenser innerhalb der im Jahr 1948 
durch brutale und bewaffnete Eroberung 
von Israel angeeigneten Territorien und 
dem ihrer Brüder und Schwestern in der 
Westbank und Gaza, und darüber hinaus 
mit dem palästinensischer Flüchtlinge 
außerhalb der historischen Grenzen 
Palästinas.

Das Osloer Abkommen, der fortgesetzte 
Landraub für die Siedlungen und die riesige 
Betonmauer, die Israel durch die Westbank 
gezogen hat, wurden alle konzipiert, um 
eine Wiederholung von Revolten von unten 
zu verhindern. Israelische Anstrengungen, 

solche Ausbrüche zu unterbinden, waren 
jedoch selten lange erfolgreich.

Nichtsdestotrotz wird der Kampf  der 
Palästinenser und Palästinenserinnen auf  
sich allein gestellt, und sogar zusammen mit
der wachsenden weltweiten Solidaritäts-
bewegung, nicht ausreichen, um Gerechtig-
keit zu erkämpfen.

Die Unterdrückung der Palästinenser ist 
ein Eckpfeiler des Systems des Imperia-
lismus in Nahost, eines Systems, das sich 
auf  die arabischen Regimes genauso wie 
auf  Israel stützt.

Das ist der Grund, warum sich der 
palästinensische Kampf  mit dem Aufbau 
unabhängiger revolutionärer Bewegungen 
gegen die arabischen Regimes verbinden 
muss.

Für Aktivisten und Aktivistinnen in der 
Region ist das keine neue Vorstellung. Sie ist
Teil ihrer gemeinsamen Erfahrung in der 
Zeit vor den Revolutionen von 2011.

Die revolutionäre Welle von 2011 legte 
allerdings einige Schwächen bloß, in erster 
Linie die mangelhafte Verwurzelung von 
Revolutionären in Betrieben und armen 
Stadtteilen.

Eine entscheidende Frage für arabische 
revolutionäre Aktivisten ist, ob die Solida-
rität mit Palästina zu einer Schlüsselforde-
rung von unabhängigen Arbeiterbewe-
gungen in der arabischen Welt wird.

Die Wiederentstehung einer solchen 
Bewegung würde israelische Arbeiter und 
Arbeiterinnen vor neue und andere Fragen 
stellen.

Wir hatten einen kleinen Einblick in die 
politischen und sozialen Widersprüche 
unter israelischen Juden bekommen, als die 
Revolutionen in der arabischen Welt 
massive soziale Proteste innerhalb Israels 
inspirierten.

Auf  sich allein gestellt konnten diese 
Proteste nicht die Herrschaft der rassisti-
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schen zionistischen Siedlerideologie über 
das Bewusstsein jüdischer Arbeiter in Israel 
brechen. 

Aber sie zeigten, wie sogar nur teilweise 
erfolgreiche revolutionäre Aufstände 
Klassenwidersprüche innerhalb der israeli-
schen Gesellschaft enthüllen können.

Als revolutionäre Sozialisten und Sozialis-
tinnen verstehen wir, dass der Kampf  für 
»einen Staat« in Palästina wahrscheinlich 
nicht ohne revolutionäre Umwälzung der 
gesamten Region erfolgreich sein kann.

Wir wollen, dass der Kampf  für nationale
Befreiung in einen Kampf  für den Sozia-
lismus übergeht, und sich nicht auf  den 
Sturz von Diktaturen und kolonialer Besat-
zung beschränkt. Das Ziel muss die 
Abschaffung des kapitalistischen Systems 
sein, auf  dem diese Unterdrückungsmecha-
nismen beruhen.

In diesem Kampf  wird die organisierte 
Arbeiterklasse eine entscheidende Rolle 
spielen. Ihre Kampfmethoden sind Streiks, 
Massenproteste und ziviler Ungehorsam – 
Mobilisierungen, die die breitesten und 
demokratischsten Formen der Beteiligung 
einschließen.

Der Ausgang wird nicht hinter verschlos-
senen Türen von Diplomaten oder Gene-
rälen (auch nicht von denen des Wider-
stands) entschieden.

Nichts davon wird einfach sein. Die 
Konterrevolution ist in der gesamten 
Region präsent.

Es ist ein mühseliger Kampf, in ägypti-
schen Betrieben Unterstützung für die 
palästinensische Sache zu gewinnen, 
während das Militärregime eine rücksichts-
lose Kampagne der Dämonisierung von 
Hamas führt. Aber die Belohnung für einen
Sieg in diesem Kampf  wird riesig sein.

Es wird nicht einfach sein, junge 
Menschen, die unter der Besatzung leben, 
davon zu überzeugen, jenen nicht zu trauen,

die die Bewegung seit Jahrzehnten 
anführen, sondern vielmehr auf  die eigene 
Widerständigkeit und Mut zu setzen.

Auch wenn es schwierig ist, gibt es 
Palästinenser und Palästinenserinnen, die 
heute dafür eintreten.

Denjenigen unter uns, die sich außerhalb 
der Region befinden, fällt ebenfalls eine 
entscheidende Rolle zu. Israel schickt 
Dronen, die in Großbritannien oder mit 
deutscher Beteiligung hergestellt wurden, 
um Kinder in Gaza zu töten. Die Konzerne,
die aus der Besatzung Profit schlagen, sind 
an unseren Schulen, Universitäten und örtli-
chen Behörden präsent.

Jeder Schlag, den wir dem britischen Staat
und der britischen herrschenden Klasse und
anderen westlichen Mächten versetzen, 
unter denen Deutschland eine führende 
Rolle innehat, untergräbt die Stabilität des 
Imperialismus in Nahost.

Der Aufbau einer internationalistischen 
revolutionären Strömung war noch nie so 
dringlich wie heute. Wenn du auch dieser 
Meinung bist, dann ist es jetzt Zeit, dich uns
anzuschließen.

Die deutsche Staatsräson
Diese historische Verantwortung Deutschlands ist
Teil der Staatsräson meines Landes. Das heißt, 
die Sicherheit Israels ist für mich als deutsche 
Bundeskanzlerin niemals verhandelbar. (Die 
damalige Bundeskanzlerin Merkel vor dem israe-
lischen Parlament im Jahr 2008)

Mit der »deutschen Staatsräson« sind einige 
handfeste Tatsachen verknüpft.

So schloss Deutschland Anfang 2022 
einen Vertrag mit Israel über die Lieferung 
von drei weiteren mit atomwaffenfähigen 
Marschflugkörpern bestückten U-Booten 
im Wert von 3 Milliarden Euro, wobei der 
deutsche Staat ein Drittel der Kosten über-
nimmt. Zuvor hatte Deutschland bereits 
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sechs U-Boote geliefert.
Die militärische Zusammenarbeit mit 

Israel hat eine jahrzehntelange Tradition.
Schon 1956, kurz nach der Wiederbewaff-

nung  Deutschlands,  erhielt  Israel  zwei
Patrouillenboote. Von 1962 bis 1965 fanden
geheime  Lieferungen  der  Bundesrepublik
an  Israel  von  Rüstungsgütern  statt,  die
Kampfpanzer,  Hubschrauber,  Flugzeuge,
Panzerabwehrraketen  und  Kraftfahrzeuge
im Wert von 334 Millionen DM umfassten.
Shimon  Peres,  damals  stellvertretender
Verteidigungsminister Israels, kommentierte
das  wie  folgt:  »Die  Qualität  war  ausge-
zeichnet und der Umfang beträchtlich – im
Vergleich zu dem, was wir gewohnt waren
… Zum ersten Mal fühlte sich die ärmliche
israelische  Armee,  die  mit  ihren  kargen
Beständen  aufs  äußerste  hatte  knausern
müssen,  fast  verwöhnt.«  Im  Gegenzug
lieferte Israel Munition, Uniformen und die
Uzi-Maschinenpistole  an  die  Bundeswehr
und  teilte  mit  der  BRD  Ergebnisse  der
Erforschung erbeuteter Waffensysteme. 

In  den  1970er-Jahren  entwickelte  Israel
im  Auftrag  der  deutschen  Luftwaffe  das
Tarnsystem TSPJ, mit dem die Luftwaffen
beider  Länder  ausgestattet  wurden.  Die
Spezialeinheiten  Sajeret  Matkal  und
YAMAM  dienten  als  Orientierung  beim
Aufbau der GSG9. 

Die  »Pegasus«-Software,  entwickelt  vom
israelischen  Unternehmen  NSO  Group,
wird weltweit verwendet, um kritische Jour-
nalisten  und  Menschenrechtsaktivisten
auszuspionieren.

Das sind nur einige Beispiele.
Zur Zeit werben führende deutsche Poli-

tiker damit, dass ihre Politik humaner als die
von  Putin  sei.  Baerbock etwa  spricht  von
einer »werteorientierten Außenpolitik«. Das
auswärtige  Amt  behauptet,  Deutschland
setze  sich  »weltweit  beharrlich  für  die
Menschenrechte  ein«.  Angesichts  der

Tatsache,  dass  Deutschland  sogar  die
bescheidene Forderung nach einem Waffen-
stillstand  im aktuellen  Krieg  Israels  gegen
Gaza, bei dem zum Zeitpunkt der Druckle-
gung  Dreißigtausend  Menschen  kaltblütig
niedergemetzelt  wurden,  ist  das  pure
Heuchelei.

Unterstützung  für  den  palästinensischen
Befreiungskampf  ist  ein  notwendiger
Bestandteil  des  internationalen  Kampfs
gegen  den  Imperialismus  und  die  wach-
sende Gefahr sogar eines dritten Weltkriegs.

Geht Solidarität in Deutschland?
Die Palästinasolidaritätsbewegung in 
Deutschland, oft als wenig aussichtsreich 
betrachtet, erlebt einen Aufschwung. Junge 
Palästinenserinnen und Palästinenser 
erheben ihre Stimme und organisieren sich 
in Gruppen wie »Palästina Spricht«. Der 
Staat antwortet mit Repression, verbietet 
Demonstrationen oder schikaniert sie, doch
sie finden statt. Ideologisch haben die west-
lichen Regierungen den Kampf  schon 
verloren, es braucht jedoch wesentlich mehr
Druck, vor allem in Form von Boykotts und
Streiks gegen Rüstungskonzerne und 
andere, die Handel mit Israel betreiben, 
auch Boykotts gegen Israels »Kulturex-
porte« an Unis und in den Bereichen Musik 
und Sport.
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From the River to the Sea … 
Der Slogan, »From the River to the Sea, 
Palestine will be Free!« wird oft als Vorwand
genommen, Demonstrationen zu verbieten, 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen – auch 
antizionistische Juden – brutalst zusammen-
zuschlagen, zu verhaften und wegen »Anti-
semitismus« anzuklagen. Die Forderung 
bedeutet aber nichts anderes als Freiheit 
von Besatzung und Unterdrückung für die 
Palästinenser und Palästinenserinnen auf  
dem ganzen Gebiet des historischen 
Palästinas. Sie bedeutet nicht die Vertrei-
bung der jüdischen Bevölkerung.

Wie Engels sagte: »Ein Volk, das andere 
unterdrückt, kann sich nicht selbst emanzi-
pieren. Die Macht, deren es zur Unter-
drückung der anderen bedarf, wendet sich 
schließlich immer gegen es selbst.« Somit 
kämpfen die Palästinenser nicht nur für die 
eigene Befreiung, sondern für die Befreiung
aller Einwohner des historischen Palästinas, 
einschließlich der jüdischen. Dieser Kampf  
verdient unsere tatkräftige Solidarität. 

Wer den Palästinensischen Befreiungs-
kampf  unterstützt, wird nicht nur mit 
geradewegs ablehnenden Antworten 
konfrontiert. Oft wird entgegengehalten, 
dass das Gesagte zwar in der Sache richtig 
sei, aber so in der Öffentlichkeit nicht 
gesagt werden könne. Sonst würde man sich
isolieren. Ein solches Kleinbeigeben ist 
heute mehr denn je unverzeihlich. 

Die derzeitige Lage zeigt Parallelen zum 
Vietnamkrieg Mitte der 1960er Jahre. Es 
entstand damals eine weltweite Solidaritäts-
bewegung mit dem Kampf  der Vietname-
sinnen und Vietnamesen, und damit eine 
neue revolutionäre Linke, auch in Deutsch-
land. »Wir brauchen ein freies Palästina… 
Wir brauchen kein geteiltes Palästina. Wir 
brauchen ganz Palästina.« So Malcolm X in 
einer Rede 1965. Das muss unser Ziel sein: 

die Solidarität mit dem palästinensischen 
Widerstand in einen Kampf  gegen die 
eigene herrschende Klasse zu verwandeln, 
und dabei das Gelegenheitsfenster zu 
nutzen, damit die Linke, Muslime, Palästi-
nenser, Deutsche sich auf  solider ideologi-
scher und zahlenmäßiger Grundlage neu 
orientieren.

Die Herausgeber dieser Broschüre halten 
die Grundsätze der britischen Socialist 
Workers Party und der Internationalen Sozi-
alistischen Tendenz (http://international  
socialists.org/) für eine geeignete Plattform:

Grundsätze der SWP
Unabhängige Aktion der Arbeiterklasse: Im 
Kapitalismus schafft die Arbeit der Arbeiter:innen 
den ganzen Profit. Eine sozialistische Gesellschaft 
kann nur aufgebaut werden, wenn die 
Arbeiterklasse die Kontrolle über die 
Produktionsmittel in die Hand nimmt und 
demokratisch plant, wie sie eingesetzt werden.
Revolution statt Reform: Das heutige System kann 
nicht repariert oder reformiert werden, wie die 
tonangebenden Führer von Labour und den 
Gewerkschaften behaupten. Es muss gestürzt 
werden. Der Kapitalismus zerstört systematisch die 
Natur. Die Umweltkrise zu beenden bedeutet die 
Schaffung einer neuen Gesellschaft.
Es gibt keinen parlamentarischen Weg: Die 
Strukturen des heutigen Parlaments, der Armee, 
Polizei und Justiz können von der Arbeiterklasse 
nicht übernommen und verwendet werden. Sie 
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sind im Kapitalismus entstanden und sind 
gemacht, um die Herrschende Klasse vor den 
Arbeiter:innen zu schützen. Die Arbeiter:innen-
klasse braucht einen ganz andere Art von Staat – 
einen Arbeiterstaat auf der Basis von Räten aus 
Arbeiterdelegierten und einer Arbeitermiliz. 
Aktivität im Parlament kann höchstens verwendet 
werden, um Propaganda gegen das bestehende 
System zu machen. Nur die Massenaktion der 
Arbeiter:innen selbst kann das System zerstören.
Internationalismus: Der Kampf für Sozialismus ist
Teil eines weltweiten Kampfes. Wir setzen uns für 
Solidartät mit Arbeiter:innen in anderen Ländern 
ein. Wir stellen uns gegen alles, was die 
Arbeiter:innen eines Landes gegen die eines 
anderen ausspielt. Wir stellen uns gegen 
Rassismus und Imperialismus. Wir stellen uns 
gegen alle Einwanderungskontrollen. Wir 
unterstützen das Recht von Schwarzen und anderer
unterdrückter Gruppen, ihren eigenen Widerstand 
zu organisieren. Wir unterstützen alle echten 
nationalen Befreiungsbewegungen. Die Erfahrung 
Russlands zeigt, dass eine sozialistische Revolution 
nicht isoliert in einem Land überleben kann. In 
Russland war das Ergebnis Staatskapitalismus, kein
Sozialismus. In Osteuropa und China wurde durch
stalinistische Parteien später ein ähnliches System 
eingeführt. Wir unterstützen den Kampf von 
Arbeiter:innen in diesen Ländern sowohl gegen 
den privaten als auch gegen den staatlichen 
Kapitalismus. Wir sind für die wirkliche 
gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische 
Gleichstellung von Frauen. Wir sind für das Ende 
aller Formen von Diskriminierung gegen Lesben, 
Schwule, Bisexuelle und Transpersonen. Wir stellen
uns gegen die Diskriminierung Behinderter 
einschließlich derjenigen, die geistige Leiden 
haben. Wir verteidigen das Recht Gläubiger, ihre 
Religion ohne staatliche Einmischung auszuüben.
Die revolutionäre Partei: Um den Sozialismus zu
erreichen, müssen sich die kämpferischsten Teile 
der Arbeiterklasse in einer revolutionär-sozialisti-
schen Partei organisieren. Eine solche Partei kann 
nur durch die Aktivität in den Massenorganisatio-
nen der Arbeiterklasse geschaffen werden. Wir 
müssen anderen Arbeiter:innen in der Praxis 
beweisen, dass reformistische Führer und reformis-
tische Ideen ihren Ideen entgegenstehen. Wir müs-
sen eine Basisbewegung in den Gewerkschaften 
aufbauen. (socialistworker.co.uk)
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Diese Broschüre fasst die zentralen Argumente für 
eine aktive Solidarität mit der palästinensischen 
Befreiungsbewegung zusammen.

Ihre fortdauernde Unterdrückung geht auf die Zeit 
unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg zurück, als 
Palästina unter britische Herrschaft geriet, und hat 
seit der Gründung des Staats Israel im Jahr 1948 stets 
zugenommen. 

Es gibt erschreckende rassistische Unterdrückung in 
vielen Staaten dieser Welt. Israel spielt aber eine 
besondere Rolle in Nahost und darüber hinaus als 
wichtiger Empfänger und Lieferant hochmoderner 
Waffen aus und in alle Welt – es ist ein wesentlicher 
Bestandteil des westlichen Imperialismus. Somit ist 
die Solidarität mit Palästina auch Teil des Kampfes 
gegen eine imperialistische Weltordnung.
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